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Antrag Nr. 7 

 

der Fraktion Das Neue Österreich und Liberales Forum, Liberale Arbeitnehmer:innen 

an die 185. Vollversammlung der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien 

am 28.05.2026 

 

 

Entbürokratisierung der Schmutz-, Erschwernis- und Gefahrenzulagen 
 

Die 185. Vollversammlung der Arbeiterkammer Wien möge beschließen: 

Die Vollversammlung der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Wien fordert die Bundesregierung 
auf, die Schmutz-, Erschwernis- und Gefahrenzulagen gemäß § 68 EStG zielgerichtet 
weiterzuentwickeln, um unnötige bürokratische Belastungen zu vermeiden und Pauschalen bei 
dauerhaft vorliegenden SEG-Belastungen zu ermöglichen. 

Konkret fordern wir: 

1. Pauschalen für Dauerbelastungen: Für Tätigkeiten mit typischerweise dauerhaft vorliegender 
SEG-Belastung (z. B. bestimmte Pflege- und Betreuungsbereiche) sollen gesetzlich oder 
kollektivvertraglich definierte Pauschalierungsmodelle ermöglicht werden. 
 

2. Vereinfachung der Dokumentationsanforderungen: Die Aufzeichnungspflicht der 
Dienstgeber:innen soll pragmatischer und digitaler werden – ohne minutengenaue Einzelerfassung 
in typisierten Fällen. 

Begründung: 

Das System der SEG-Zulagen gemäß § 68 EStG soll außergewöhnliche Belastungen der 
Arbeitnehmer:innen steuerlich begünstigen. Das ist gut und richtig. In der Praxis zeigt sich jedoch eine 
Vielzahl an Problemen. 

In bestimmten Berufen bestehen dauerhafte Belastungssituationen, die strukturell auftreten und nicht nur 
punktuell. (z.B.: Pflege und Betreuungsberufe) Und die derzeitige Ausgestaltung der Nachweispflichten führt 
häufig zu unverhältnismäßig hohem administrativem Aufwand für Arbeitnehmer:innen und 
Arbeitgeber:innen, ohne einen entsprechenden Mehrwert für die steuerliche Treffsicherheit zu schaffen. 

Psychische Belastungen werden derzeit im Begriff der Erschwernis nicht ausreichend erfasst. Bei 
Vorliegen objektivierbarer Kriterien sollten künftig auch psychische Belastungen im Rahmen des bestehenden 
Systems berücksichtigt werden können. 

Die geforderten Maßnahmen würden mit geringem Aufwand spürbare Verbesserungen für Arbeitnehmer:innen 
und Betriebe bringen und so dazu beitragen die österreichische Wirtschaft zu stärken. 

 

 

 

 

 

 

 
 

Angenommen  Zuweisung  Ablehnung  Einstimmig  Mehrheitlich  

 


